
69Finanzen■  BAUERNBLATT  |  23. Dezember 2017

Beratung rund um das Geld: Altenteiler auf dem Hof

Anpassung von Verträgen aus steuerlicher und rechtlicher Sicht

Es ist bekannt, dass der steuer-
mindernde Abzug von Altenteils-
leistungen als Sonderausgaben, 
die anlässlich der Übergabe eines 
land- und forstwirtschaftlichen Be-
triebes vereinbart worden sind, für 
den Betriebsübernehmer oftmals 
einen erheblichen steuerlichen 
und finanziellen Vorteil darstell-
ten. Es gilt das Korrespondenzprin-
zip: Der zur Zahlung verpflichtete 
Hofübernehmer kann nämlich die 
Altenteilsleistungen als Sonder-
ausgaben absetzen, der Altentei-
ler hat die Beträge im Gegenzug 
zu versteuern.

Da ein Steuersatzgefälle be-
steht, weil der Hofübernehmer in 
der Regel erheblich höhere Steu-
ersätze ausweist als der Altentei-
ler, ergibt sich ein familiärer Steu-

ervorteil, den es zu erhalten gilt. 
Der Vorteil ist gefährdet, wenn 
die Altenteilsleistung verspätet er-
folgt, verringert wird oder zeitwei-
se eingestellt wird. Ein solches nicht 
abgestimmtes Verhalten des zum 
Altenteil Verpflichteten hat erheb-
liche Auswirkung auf die steuerli-
che Anerkennung des Altenteils.

Das höchste deutsche Finanzge-
richt, der Bundesfinanzhof (BFH), 
hat in verschiedenen Urteilen die 
Anerkennung von Altenteilszah-
lungen als Sonderausgabe wegen 
eines fehlenden Rechtsbindungs-
willens der Parteien an den Ver-
trag versagt und die Abzugsfähig-
keit aller Altenteilszahlungen für 
die Zukunft gestrichen. Trotz Rück-
kehr zum vertragsgemäßen Verhal-
ten besteht laut Bundesfinanzhof 
in diesen Fällen keine Möglichkeit 
der steuerlichen Abzugsfähigkeit 
mehr. Diese Rechtsprechung des 
Bundesfinanzhofes zwingt alle 
Steuerpflichtigen zum Umdenken 
bei der Durchführung und tatsäch-
lichen Änderung von Altenteilsver-
trägen; im Besonderen aber auch 
bei Aussetzung von Zahlungen und 
bei Leistungsstörungen.

Hinsichtlich der Durchführung 
der Altenteilsverträge ist Folgen-
des zu beachten:

●● Grundsatz der tatsächlichen 
Durchführung des ursprünglich 
Vereinbarten: Die Parteien müssen 
die im Versorgungsvertrag/Alten-
teilsvertrag eingegangenen Ver-
pflichtungen tatsächlich erfüllen, 

und die Leistungen müssen wie 
vereinbart erbracht werden.

●● Möglichkeit der Anpassung: Eine 
Anpassung der Altenteilleistungen 
an den geänderten Bedarf der Be-
rechtigten oder die geänderte Leis-
tungsfähigkeit des Verpflichteten 
ist zulässig.

●● Prüfung der Veränderung/An-
passung: Die Vertragspartner kön-
nen auf veränderte Bedarfslagen 
(Versorgungsbedürfnis des Berech-
tigten, Leistungsfähigkeit des Ver-
pflichteten) angemessen reagie-
ren und die Altenteilsleistungen 
anpassen.

●●Aberkennung des Versorgungs-
vertrages bei fehlendem Rechts-
bindungswillen: Wird von den ver-
traglichen Vereinbarungen abge-
wichen, ist im Rahmen einer Ge-
samtwürdigung im Einzelfall zu 
prüfen, ob es den Parteien am 
erforderlichen Rechts-
bindungswil-
len fehlt. Ist 
dies der Fall, 
kann der Ver-
sorgungsvertrag 
insge-

samt nicht mehr anerkannt 
werden.

Generell gilt Folgendes:
●● Verspätete Zahlungen al-

leine sind unschädlich: Es ist 
grundsätzlich unschädlich, 
wenn einzelne Zahlungen 
verspätet geleistet werden 
oder wenn einzelne Zahlun-
gen aufgrund der finanziel-
len Situation des Unterneh-
mens ausgesetzt werden.

●● Willkürliche Zahlungsun-
terbrechung führt zur steu-
erlichen Aberkennung des 
Altenteilsvertrages: Wird 
die Zahlung des Altenteils 
über einen längeren Zeit-
raum willkürlich unterbro-
chen, ist der Vertrag end-
gültig nicht mehr anzuer-
kennen.

●● Willkür führt zur vollum-
fänglichen Ablehnung des Son-
derausgabenabzuges: Werden 
einzelne Zahlungen (zum Beispiel 
Sachleistungen) zwar regelmäßig 
erbracht, während die übrigen 
Leistungen (Baraltenteil) über län-
gere Zeit willkürlich nicht erbracht 
werden, ist der Vertrag insgesamt 
nicht anzuerkennen.

●● Keine Heilung bei Willkür: Die 
Willkür führt zur endgültigen und 
dauerhaften Aberkennung des 
Vertrages, und zwar selbst dann, 
wenn der Übernehmer später sei-
nen Zahlungsverpflichtungen im 
vollen Umfang und regelmäßig 
nachkommt.

Konsequenzen bedenken
Wegen der schwerwiegenden 

Konsequenzen müssen die Be-
teiligten, ob sie nun 
Altenteils-

Altenteilsverpflichtete oder Altenteilsberechtigte sollten sich vor Vertragsabschluss 
genauestens über Konsequenzen bei Abweichungen von vertraglichen Vereinba-
rungen informieren und Regelungen im Vorfeld schriftlich fixieren.

ZINSBAROMETER
Stand 18. Dezember 2017
Die Zinsspannen am Kapital-
markt nehmen zu. Das Zinsba-
rometer bietet lediglich erste 
Anhaltspunkte zur aktuellen 
Kapitalmarktsituation (ohne 
Gewähr). Bei den gekenn-
zeichneten Zinssätzen können 
sich je nach persönlicher Ver-
handlungssituation deutliche 
Abweichungen ergeben.

Zinsen
Geldanlage� %
Festgeld 10.000 €,
3 Monate1) � 0,01 - 0,85

Kredite
Landwirtschaftliche Rentenbank2)

% effektiv
(Sonderkreditprogramm)
Maschinenfinanzierung
6 Jahre Laufzeit,
Zins 6 Jahre fest � 1,00
langfristige Darlehen
10 Jahre Laufzeit,
Zins 5 Jahre fest � 1,00
20 Jahre Laufzeit,
Zins 10 Jahre fest � 1,41

Baugeld-Topkonditionen3)

Zins 10 Jahre fest � 0,98 - 1,51
Zins 15 Jahre fest � 1,42 - 1,99

1) Marktausschnitt (100 % Einlagensicherung)
2) Zinssatz Preisklasse A, Margenaufschlag 
0,35 bis 2,85 %, je nach Bonität und Besiche-
rung (7 Preisklassen)
3) Quelle: www.capital.de	
	 (Spanne der Topkonditionen) Altenteilsverträge sind einzuhalten, nur so können Sonderausgaben bei der 

Steuer geltend gemacht werden.� Fotos: landpixel
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verpflichtete oder Altenteilsberech-
tigte sind, sensibel sein, wenn von 
den vertraglichen Vereinbarungen 
abgewichen werden soll.

Abweichungen vom Altenteils-
vertrag müssen immer im Vorhin-
ein schriftlich vereinbart werden. 
Dies hat für die Beteiligten auch 
den Vorteil, dass sie bei Meinungs-
verschiedenheiten den Inhalt der 
abweichenden Regelung nachwei-
sen können.

Wie ist vorzugehen?
Bei drohenden und beabsich-

tigten Zahlungsänderungen muss 
der Betriebsübernehmer zunächst 
prüfen, ob sich die Ertragslage des 
übernommenen Betriebes ver-
schlechtert hat. Weiterhin muss 
er entscheiden, ob der Ertragsein-
bruch nur vorübergehend oder 
von längerer Dauer ist. Anschlie-
ßend muss er die vereinbarten 
Versorgungsleistungen mit dem 
Versorgungsberechtigten zusam-
men schriftlich anpassen. Verbes-
sert sich die Ertragssituation spä-
ter wieder, muss auch diese Ver-
änderung bei Bemessung der Ver-
sorgungsleistung berücksichtigt 
werden, und zwar in schriftlicher 
Form und nur mit Wirkung für die 
Zukunft (siehe Musterformulie-
rung zur Anpassung im nebenste-
henden Kasten).

Eine notarielle Beurkundung 
der Abänderungsvereinbarung ist 
dann nicht erforderlich, wenn der 
Übernehmer als Eigentümer im 
Grundbuch eingetragen ist. Es ge-
nügt dann eine schriftliche Verein-
barung.

Anpassungsregelungen
Bei der Anpassung ist natürlich 

auch zu berücksichtigen, ob es 
im Überlassungsvertrag Regelun-
gen über mögliche Anpassungen 
gibt. Diese sollten vorrangig An-
wendung finden. Auch wenn ein 
Überlassungsvertrag oder eine 
Altenteilsvereinbarung keine aus-
drückliche Abänderungsmöglich-
keit enthält, wird nach der Recht-
sprechung angenommen, dass bei 
einer Änderung der wirtschaftli-
chen oder persönlichen Verhältnis-
se nach Treu und Glauben bezie-
hungsweise wegen einer schwer-
wiegenden Veränderung der bei 
Vertragsabschluss bestehenden 
Verhältnisse eine Anpassung ver-
langt werden kann. In etlichen äl-
teren Verträgen findet sich häufig 
eine Bezugnahme auf § 313 Zivil-
prozessordnung (ZPO). Damit ist 
klargestellt, dass bei einer nach-
haltigen erheblichen Veränderung 

der Verhältnisse eine Anpassung 
verlangt werden kann.

Manche Altenteilsverträge ent-
halten eine automatische Anpas-
sung, wonach sich das Baralten-
teil entsprechend dem Verbrau-
cherpreisindex automatisch ab 
dem Zeitpunkt der Änderung 
des Verbraucherpreisindexes än-
dert, ohne dass einer der Beteilig-
ten dies noch zusätzlich verlangen 

muss. Auch hier ist es wichtig, dass 
die Regelung wie vereinbart voll-
zogen wird, also die Baraltenteils-
leistungen dann entsprechend an-
gepasst werden.

Stefan Heins 
wetreu 

Dr. Andreas Piltz
Lauprecht und Partner

FAZIT
Viele Altenteilsverträge ver-
schwinden nach der Unter-
schrift in der Schublade. Dabei 
stellen die Altenteilsverträge 
mit den darin enthaltenen Re-
geln die wichtigste rechtliche 
Grundlage im Verhältnis der 
Parteien zueinander dar. Beide 
Vertragsparteien (Übergeber 
und Übernehmer) sind an die 
im Vertrag geregelten Inhalte 

gebunden. Soll von diesen, aus 
welchen Gründen auch immer, 
abgewichen werden, müssen 
diese Abweichungen schrift-
lich im Vornhinein abgefasst 
werden. Ansonsten drohen 
Nachteile, die irreparabel sind. 
Bei vorgesehenen Abweichun-
gen vom Inhalt des Altenteils-
vertrages sollte man sich Bera-
tung einholen.

Musterformulierung zur Anpassung eines Altenteilsvertrages
Nachtrag zum Übergabevertrag vom ...
Zwischen Übergeber und Übernehmer wird Folgendes vereinbart: 
Mit Übergabevertrag vom ... hat der Übergeber dem Übernehmer den landwirtschaftlichen Betrieb in 
... übergeben. Als Gegenleistung wurde für den Übergeber ein Altenteil vereinbart. Die im Übergabe-
vertrag vereinbarte monatliche Altenteilszahlung wird mit Wirkung ab ... auf ... € monatlich herabge-
setzt/heraufgesetzt.
Begründung der Anpassung:
Zum Beispiel: Der Bedarf des Übergebers ist dauerhaft gesunken/gestiegen, da … und/oder:
Die Ertragslage des Betriebes hat sich dauerhaft verschlechtert, da zum Beispiel die Milchpreise erheb-
lich gesunken sind. Die nachhaltig verringerte Leistungsfähigkeit des Übernehmers erfordert eine Ab-
senkung der Leistungen.

Ort, den

Präsident Claus Heller� 30. Juni 2017

L A G E B E R I C H T  2 0 1 6
Grundlagen

Die Landwirtschaftskammer 
Schleswig-Holstein hat die Aufga-
be, die Landwirtschaft, die Forst-
wirtschaft sowie die Fischerei und 
die dort tätigen Menschen fachlich 
zu fördern, zu betreuen und zu be-
raten. Sie hat die Wirtschaftlichkeit 
der land-, forst- und fischereiwirt-
schaftlichen Betriebe sowie die 
dortigen Arbeits- und Produktions-
bedingungen im Einklang mit den 
Interessen der Allgemeinheit unter 
besonderer Berücksichtigung von 
Natur und Umwelt zu verbessern. 

Wirtschaftsbericht

Geschäftsverlauf
Mit der Veröffentlichung am 

23. Juli 2015 gelten für alle Anga-
ben im Jahresabschluss die Vor-
gaben des Bilanzrichtlinie-Umset-
zungsgesetzes (BilRUG). Alle An-
gaben des Berichts sowie des Vor-
jahres sind entsprechend den 
geänderten Ausweisvorschriften 
dargestellt.

Auch im Jahr 2016 galt es, auf 
der Grundlage des 2014 vom Eh-
ren- und Hauptamt beschlosse-
nen Strukturkonzepts „Landwirt-

schaftskammer 2020“, in dem die 
finanzielle, personelle und inhalt-
liche Zukunftsausrichtung nie-
dergelegt wurde, zu wirtschaf-
ten. 

Die Landwirtschaftskammer hat 
auch im Wirtschaftsjahr 2016 er-
neut solide gewirtschaftet.

Die Erlöse aus wirtschaftlicher 
Tätigkeit lagen 2016 mit zirka 
13,6 Mio. € durch unvermindertes 
Engagement und Leistungskraft 
auf einem sehr hohen Niveau. Wie-
derum wurden keine Kassenver-
stärkungskredite beansprucht, um 
die operativen Zahlungsverpflich-

tungen zeitgerecht und vollum-
fänglich zu erfüllen. Die Zahlungs-
fähigkeit der Landwirtschaftskam-
mer war bei guter Liquidität jeder-
zeit gegeben.

Als öffentlich-rechtliche Körper-
schaft ist die Landwirtschaftskam-
mer unbeeinflussbaren Verände-
rungen unterworfen. Dieses be-
trifft insbesondere die jährliche 
Erhöhung der tariflichen Personal-
kosten. Ebenso treten jährlich Ver-
teuerungen für Betriebs- und Sach-
kosten auf, die aus dem operati-
ven Geschäft erwirtschaftet wer-
den müssen. 




